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 ą Liebe Leserinnen und Leser,

mit unseren Politikbriefen stellen wir Ihnen unsere Aktivitäten vor und 
informieren Sie über einige aktuelle Entwicklungen im Datenschutz – oft 
nicht ohne die eine oder andere Anmerkung aus Stiftungssicht. So sehen 
wir den Gesetzesbeschluss zur Anhebung der Bennenungsgrenze für 
betriebliche Datenschutzbeauftragte durchaus kritisch.

Dagegen freuen wir uns, dass in diesem Jahr der Ansatz "Datenschutz 
als Wettbewerbsvorteil“ ein Thema auf dem Digitalgipfel der Bundesre-
gierung sein wird. Hoffen wir, dass über den Datenschutz als Ausdruck 
der informationellen Selbstbestimmung gesprochen wird, und nicht nur, 
wie so oft, über IT-Sicherheit. Auch die Vorstellung der Empfehlungen 
der von der Bundesregierung eingesetzten Datenethikkommission ha-
ben wir mit Spannung erwartet. Die Thesen werde ich auf dem Digital-
gipfel mitdiskutieren dürfen.

Ein für unsere Einrichtung entscheidender Punkt: Die Stiftung muss im 
Haushaltsjahr 2020 vom Bund gestärkt werden, damit sie ihre Rolle als 
Vermittlerin bei der Umsetzung und Weiterentwicklung des Datenschut-
zes ausbauen kann. Damit würde der Koalitionsvertrag in Bezug auf die 
Stiftung erfüllt, demzufolge die Koalition uns fördern wolle. Der Stiftung 
sollte auch in den Stand versetzt werden, konkrete Lösungen für die 
Bürgerinnen und Bürger zu entwickeln – z.B. das Problem der fehlenden 
Informiertheit bei Einwilligungen oder der schlechten Erfassbarkeit von 
Datenschutzerklärungen. Wir haben der Politik bereits einige Vorschlä-
ge gemacht, welche Projekte wir angehen wollen: Die Umsetzung von 
Datenportabilität, damit sie echten Nutzen entfalten kann, oder auch die 
Entwicklung von Piktogrammen zur schnellen und einfachen Visualisie-
rung von Datenschutz. Auch als treuhänderische Stelle zur Verwaltung 
von gemeinnützigen Datenpools zur Unterstützung der KI-Forschung 
kann sich die neutrale Stiftung Datenschutz anbieten. Dies alles muss 
die Politik natürlich auch mit Mitteln unterstützen, damit wir unabhängig 
bleiben können.

  
Frederick Richter, Vorstand der Stiftung Datenschutz



FÜR DIE PRAXIS: 
BESCHÄFTIGTENDATENSCHUTZ
Eine Vielzahl von personenbezogenen Daten über Beschäftigte und BewerberInnen fällt in den Personal-
abteilungen der Unternehmen an. Diese Daten sind oft auch besonders sensibel, betreffen sie doch direkt 
die Privatsphäre der Menschen: Familienverhältnisse, Erkrankungen, und überhaupt Informationen, die 
manche nicht gern mit Vorgesetzten und Arbeitskolleginnen teilen möchte. Dazu kommt, dass Beschäfti-
gungsverhältnisse für die Einzelnen besonders wichtig sind, weil sie die wirtschaftliche Existenz sichern. 
Daher sind Beschäftigungsverhältnisse auch im Rahmen des Arbeitsrechts besonders geschützt.

Umso verwunderlicher ist es, dass es noch kein spezielles Recht für den Beschäftigtendatenschutz gibt, 
obwohl dies schon seit vielen Jahren von Datenschutzexperinnen, Personalprofis, Betriebsräten und an-
deren gefordert wird. Dies hat sich auch mit der EU-Datenschutzgrundverordnung nicht geändert.

Unsere Wissenschaftliche Leiterin Prof. Dr. Anne Riechert hat die wichtigsten Aspekte des Beschäftigten-
datenschutzes in einem Dossier zusammengetragen und mit Gerichtsurteilen und Veröffentlichungen der 
Aufsichtsbehörden unterlegt. Eine ausführliche Version mit vielen Links finden Sie auf unserer Informati-
onsplattform und unter sds-links.de/Dossier-BS-DS.

Basierend auf dem Dossier ist die „Handreichung Beschäftigtendatenschutz“ mit den wichtigsten Grund-
sätzen und Regeln für den Datenschutz in Beschäftigungsverhältnissen entstanden. Sie wendet sich vor 
allem an Personalverantwortliche in kleinen und mittelständischen Unternehmen, aber auch an Betriebs-
räte und ganz allgemein an Beschäftigte. Ihr Ziel ist es, Leitlinien für den praktischen Unternehmensalltag 
zu vermitteln. Dabei ersetzt diese Handreichung natürlich nicht den Austausch mit dem/der Datenschutz-
beauftragen, oder – in komplizierteren Fällen – mit einer spezialisierten Rechtsanwaltskanzlei. 

Praxisnah und in verständlicher Sprache, illustriert mit anschaulichen Fallbeispielen, erweitern wir die 
Reihe unserer Veröffentlichungen zur Anwendung von Datenschutzvorschriften in KMU, in Vereinen und 
anderen Organisationen. Als reine Online-Veröffentlichung wird die Handreichung kontinuierlich um neue 
Aspekte ergänzt.
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IM BEWERBUNGSVERFAHREN

 � Constanze ist Personalleiterin der Spedition „HappyTrans“. Unter welchen 
Voraussetzungen darf sie personenbezogene Daten über Bewerberinnen und 
Bewerber erheben und verarbeiten? Zum Bewerbungsverfahren bei „HappyTrans“ 
gehört ein umfassender Online-Fragebogen. 

6  https://sds-links.de/ap1

Personenbezogene Daten einer Bewerberin oder eines Bewerbers dürfen für Zwecke des Beschäfti-
gungsverhältnisses verarbeitet werden, wenn dies für die Entscheidung über die Begründung eines 
Beschäftigungsverhältnisses erforderlich ist. Die Fragen des Bewerbungsbogens sind stets unter dem 
Aspekt stellen, ob diese für die Begründung des konkreten Beschäftigungsverhältnisses erforderlich 
sind. 

 � Darf Constanze in dem Bewerbungsbogen nach einer Schwerbehinderung 
fragen? Nach einer Schwangerschaft? Oder nach einer Vorstrafe?

Die Frage nach einer Schwerbehinderung stellt einen Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht der 
Bewerberin oder des Bewerbers dar und verletzt damit das informationelle Selbstbestimmungsrecht. 
Diese Wertung ergibt sich auch aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG). Ziel dieses 
Gesetzes ist es, Benachteiligungen unter anderem aus Gründen einer Behinderung oder aufgrund des 
Geschlechts zu verhindern. Der Arbeitgeber darf danach pauschal keine Auskunft darüber verlangen, 
ob eine Behinderung vorliegt. Constanze könnte allenfalls fragen, ob die Bewerberin oder der Bewerber 
an gesundheitlichen, seelischen oder anderen Beeinträchtigungen leidet, die der Erfüllung der erwar-
teten arbeitsvertraglichen Pflichten entgegenstehen, und zwar wenn dies gerade die wesentliche 
Voraussetzung für den konkreten Arbeitsplatz darstellt. 

Aus den gleichen Gründen darf auch nicht nach einer bestehenden oder geplanten Schwangerschaft 
gefragt werden. Die pauschale Frage nach einer Schwerbehinderung oder nach einer Schwangerschaft 
ist demnach unzulässig.

Nach Vorstrafen darf bei der Einstellung nur insofern gefragt werden, wie die Art des zu besetzenden 
Arbeitsplatzes dies erfordert. Künftige Kurierfahrerinnen dürfen also nach Verkehrsdelikten gefragt 
werden oder Buchhalter nach Betrugsdelikten. 

Ein polizeiliches Führungszeugnis darf ebenfalls nicht pauschal verlangt werden, weil dies auch 
Vorstrafen enthält, die im Bundeszentralregister bereits getilgt sind und daher nicht mehr angegeben 
werden müssen.

 � Zur Jahresmitte hat Constanze die Stelle eines Kuriers besetzt. Sie weiß, dass 
zum Weihnachtsgeschäft zahlreiche Kuriere gebraucht werden und speichert 
die Daten der abgelehnten BewerberInnen in einer Datenbank, um sie später 
anzuschreiben.

Daten von Bewerbern und Bewerberinnen sollten nicht länger als vier Monate gespeichert und danach 
gelöscht werden6. Sofern Arbeitgeber oder Arbeitgeberinnen für zukünftige Stellenbesetzungen Inter-
esse an einer längerfristigen Speicherung haben, muss die freiwillige und informierte Einwilligung der 
Bewerber und Bewerberinnen eingeholt werden 
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ANWENDUNGEN IN DER  
BETRIEBLICHEN PRAXIS
HEIMLICHE VIDEOÜBERWACHUNG

Eine heimliche Überwachung ist ein schwerer 
Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht der 
Beschäftigten. Aber auch der Arbeitgeber kann sich 
auf grundrechtlich geschützte Positionen berufen 
(Eigentumsrecht und Berufsausübungsfreiheit). 
Derzeit ist umstritten, ob eine heimliche Videoüber-
wachung unter der Datenschutz-Grundverordnung 
zulässig ist. Argumente, welche dagegen sprechen, 
sind das in der DSGVO verankerte Transparenzge-
bot sowie die fehlende gesetzliche Legitimations-
grundlage, da die heimliche Videoüberwachung im 
BDSG nicht ausdrücklich genannt wird.

Im Zuge der Interessenabwägung ist nach der bis-
herigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
eine heimliche Videoüberwachung nur im absolu-
ten Ausnahmefall als letztes Mittel zulässig, wenn 
ein konkreter Verdacht einer strafbaren Handlung 
oder einer anderen schwerwiegenden Verfehlung 
besteht. Durch eine unzulässige Videoüberwa-
chung gewonnene Beweise dürfen nicht gerichtlich 
verwertet werden.

OFFENE VIDEOÜBERWACHUNG

Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richts ist auch eine offene Videoüberwachung nur 
in Ausnahmefällen zulässig. Mitentscheidend ist 
insbesondere die Intensität des Eingriffs für die 
Beschäftigten, die von den Bildaufnahmen erfasst 
sind, und ob die Maßnahme erforderlich ist oder der 
Zweck auch im Wege einer weniger einschneiden-
den Maßnahme erreicht werden kann. Zu prüfen ist, 
ob die Beschäftigten einem ständigen Überwa-
chungsdruck ausgesetzt sind und damit in schwer-
wiegender Weise in das allgemeine Persönlich-
keitsrecht eingegriffen wird und dadurch auch ein 
Anpassungsdruck erzeugt werden kann. 

Die Videoüberwachung unterliegt hohen formalen 
Anforderungen, so dass wir empfehlen, solche 
Maßnahme mit Hilfe spezieller Datenschutz-Exper-
tise zu planen und durchzuführen. Diese Anforde-
rungen umfassen

 ö das Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten
 ö eine Datenschutz-Folgenabschätzung
 ö die Berücksichtigung des Prinzips „Datenschutz 

durch Technik“
 ö die Erfüllung von Informationspflichten gegen-

über den Betroffenen
 ö die Prüfung der zeitlichen Beschränkung der 

Maßnahmen

� Die Intimsphäre muss unter allen 
Umständen unangetastet bleiben. In 
Umkleidekabinen oder Sanitärbereichen ist 
Videoüberwachung grundsätzlich unzuläs-
sig. Abgeschlossene Schränke oder Schub-
laden gehören zwar nicht zur Intimsphäre, 
dürfen jedoch allenfalls im Beisein der 
Beschäftigten bzw. gegebenenfalls im 
Beisein einer Vertrauensperson (Betriebsrat, 
Datenschutzbeauftragte) geöffnet werden.

� Insgesamt muss die Zulässigkeit 
einer Videoüberwachung pro Betrieb und 
im Einzelfall bewertet werden. In jedem Fall 
unterliegt die Videoüberwachung der 
Mitbestimmung durch den Betriebsrat, 
wenn vorhanden. In diesem Fall sollte die 
Durchführung und Auswertung der durch 
Videoüberwachung erzeugten Aufnahmen 
in einer Betriebsvereinbarung geregelt 
werden. 
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BESCHÄFTIGTEN 
DATENSCHUTZ
EINE HANDREICHUNG

THEMEN
Grundsätzliches

 ö Welche Gesetze regeln den Datenschutz für Beschäftigte? 3
 ö Für wen gelten die Regelungen des § 26 BDSG? 3
 ö Was sind überhaupt personenbezogene Daten? 3
 ö Gilt die DSGVO nicht nur für die automa tisierte Datenverarbeitung? 4
 ö Das Prinzip der Zweckbindung 4
 ö Die Rolle des Betriebsrats 4

Wann ist die Datenverarbeitung zulässig?
 ö Die Datenverarbeitung ist erforderlich. 5
 ö Es liegt eine Einwilligung vor. 5
 ö Es sollen Straftaten aufgedeckt werden. 6
 ö Und die „berechtigten Interessen“? 6

Belehrungs- und Informationspflichten
 ö Verpflichtung auf das Datengeheimnis 7
 ö Informationspflichten gegenüber den Beschäftigten 7

Anwendungen in der betrieblichen Praxis
 ö Heimliche Videoüberwachung 8
 ö Offene Videoüberwachung 8
 ö Einstellungstests 9
 ö Konzerninterne Datenübermittlung 9

Fallbeispiele 10

Stichwortverzeichnis 17

INKL.  

ANSCHAULICHEN 
FALLBEISPIELEN 

&
STICHWORT- 
VERZEICHNIS

stiftungdatenschutz.org/beschaeftigtendatenschutz
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www.stiftungdatenschutz.org/dsgvo-broschueren

DATA PROTECTION AT WORK
BROSCHÜRE DATENSCHUTZ IM BETRIEB JETZT DANK EINES KOOPERATIONS-
PARTNERS AUCH AUF ENGLISCH

Die Auflagen gehen längst in die Zehntausende. Die Broschüren „Datenschutz im Betrieb – eine Hand-
reichung für Beschäftigte“ und deren Kurzfassung „Datenschutz ganz kurz – was Beschäftigte unbedingt 
wissen müssen“ sind für den Einsatz in kleinen und mittelständischen Unternehmen, Vereinen und ande-
ren Organisationen konzipiert, um dort bei der Anwendung der DSGVO zu unterstützen. Die Nachfrage 
nach einer englischsprachigen Version von kleinen und mittelständischen, aber international agierenden 
Unternehmen konnte die Stiftung aus Kostengründen bislang nicht erfüllen. 

Markus Steinkamp, Konzerndatenschutzbeauftragter von Hellmann Worldwide Logistics, wollte sich da-
mit nicht zufriedengeben, und ließ mit Zustimmung der Stiftung Datenschutz eine Übersetzung anfertigen, 
die nun auch anderen Unternehmen zur Verfügung steht.

„Als global agierender Logistikdienstleister sind wir mit einem weltweiten Netzwerk von 20.500 Beschäf-
tigten in 489 Büros in 173 Ländern vertreten. 1871 von Carl Heinrich Hellmann als Ein-Mann-Betrieb mit 
Pferdefuhrwerk im norddeutschen Osnabrück gegründet, ist Hellmann Worldwide Logistics bis heute in 
Familienbesitz.", so Markus Steinkamp.

„Das Thema Datenschutz ist dabei von zentraler Bedeutung für unser tägliches operatives und strate-
gisches Handeln und wir legen großen Wert darauf, unseren Beschäftigten die Bedeutung des Themas 
konsequent zu vermitteln. Unser Schulungskonzept nutzt dabei verschieden Trainingsformen und Mate-
rialien. Auf der Suche nach einer gedruckten Broschüre zum Selbststudium sind wir auf das Angebot der 
Stiftung Datenschutz gestoßen. Die Broschüre überzeugt nicht nur inhaltlich, sondern bietet uns mit der 
Langfassung sowie der Kurzversion genau die Flexibilität, die wir benötigen. Als weltweit aufgestellter 
Konzern benötigen wir neben der deutschen Fassung auch eine englische Übersetzung und wir freuen 
uns, diese nun auch anderen Nutzern zur Verfügung zu stellen und so den Datenschutz zu unterstützen.“

„Data Protection at Work – A Handbook for Employees“ sowie „Data Protection in a Nutshell – What 
employees need to know“ wird im November erscheinen.

AB NOVEMBER  

IN ENGLISCHER 

VERSION 
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DATENTAG 
„DATENSCHUTZ IM EHRENAMT“
Viel ist in den vergangenen eineinhalb Jahren über die Anwendung der DSGVO in 
der Wirtschaft geschrieben und diskutiert worden. Dabei treffen die Datenschutz-
pflichten genau so den sogenannten Dritten Sektor: Organisationen, die nicht 
profitorientiert arbeiten und daher zum großen Teil von ehrenamtlichem Engage-
ment getragen werden. Im Rahmen eines DatenTages „Datenschutz im Ehrenamt“ 
wollen wir den dort drängenden Fragen nachgehen: Wie kommen ehrenamtliche 
Organisationen mit den neuen rechtlichen Vorgaben klar? Was wird vom Daten-
schutz und dessen Durchsetzung erwartet, damit gutes Tun und bürgerschaftliches 
Engagement nicht leiden?

Wir freuen uns auf anregende Vorträge, spannende Berichte aus der Praxis und 
engagierte Diskussionen von und mit Referentinnen und Referenten aus Vereinen, 
Politik und Datenschutzaufsicht.

Im Rahmen des DatenTages „Ehrenamt“ wird zum dritten Mal der Journalisten-
preis der Stiftung Datenschutz vergeben, in diesem Jahr erstmals mit freundlicher 
Unterstützung des Deutschen Spendenrats. Zusammen mit dem Verein Deutsche 
Fachpresse würdigen wir eine journalistische Arbeit, die sich durch ausgewoge-
ne Einordnung und verständliche Erklärung komplexer Vorgänge mit Bezug zum 
Datenschutz auszeichnen. In einer Diskussionsrunde mit anderen Journalisten wird 
der Preisträger oder die Preisträgerin Gelegenheit haben, von der Entstehung des 
ausgezeichneten Beitrags zu berichten.

PROGRAMM & ANMELDUNG

mit Verleihung des

Journalistenpreises 2019 
der Stiftung Datenschutz

13. November 2019, ab 15 Uhr
Festsaal Lazarus Haus Berlin

Hoffnungstaler Stiftung Lobetal 
Bernauer Straße 116 
13355 Berlin

www.datentag.de
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DATENTAG 
„DATEN, MACHT UND MONOPOLE“
Das rechtspolitische Konzept einer Datenteilungspflicht könnte Bewegung in die Debatte bringen, wem 
große Datenschätze nutzen. Die vorgeschlagene Pflicht zum Teilen anonymisierten Daten überträgt den 
Open Data-Gedanken aus dem öffentlichen Bereich auf den privaten Sektor. Wir wollen im Gespräch mit 
Expertinnen und Experten der relevanten Sektoren Thesen zu den Chancen und Herausforderungen einer 
Datenteilungspflicht entwickeln.

DABEI WOLLEN WIR HERAUSFINDEN

 Chevron-right ob wir eine Datenteilungspflicht brauchen; 
 Chevron-right wie der „Daten-für-alle“-Ansatz vom Datenschutz abzugrenzen ist;
 Chevron-right ob eine etwaige Datenteilungspflicht eine eigenständige Gesetzgebung braucht oder ins Kartellrecht 

gehört;
 Chevron-right welche Bedingungen erfüllt sein müssen, damit die Datenteilungspflicht Innovationen fördert.

UNSERE ZIELE SIND

 Chevron-right Klarheit zu datenschutzrechtlichen, kartellrechtlichen und technologischen Dimensionen
 Chevron-right die Erfassen des Status quo in der Praxis
 Chevron-right die Entwicklung von Handlungsempfehlung für Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft 

Mehr Informationen zum Programm und eine Anmeldemöglichkeit demnächst auf
 � www.datentag.de

26. November 2019, ab 13 Uhr
European School of Management 
and Technology (ESMT)

Schlossplatz 1 
10178 Berlin-Mitte
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RUNDTISCHGESPRÄCHE 
„DATENPORTABILITÄT IN DER PRAXIS“
Ziel des Artikel 20 der DSGVO ist es, den Bürgern die Übermittlung von Daten, die bei einem Dienstleister 
gespeichert sind, direkt an einen anderen Anbieter zu erleichtern und ihnen das „Recht auf Datenüber-
tragbarkeit" zu geben. Das bedeutet, dass Anbieter von Datenverarbeitungsdiensten personenbezogene 
Daten so speichern müssen, dass diese in einem gängigen Dateiformat "mitgenommen" werden können.

Dieses neue Instrument soll die Verbraucher stärken und eine wettbewerbsfähige und innovative Wirt-
schaft fördern. Aber wie können wir sicherstellen, dass Datenübertragungen sicher, fair und reibungslos 
erfolgen? Wie kann die Industrie das Recht der DSGVO auf Datenübertragbarkeit verwirklichen und 
gleichzeitig den Schutz der Daten gewährleisten? Und wie kann das für andere Formen der Portabili-
tät geschehen? Welche rechtlichen und technischen Fragen ergeben sich bei der Mobilität von Daten? 
Welche sind die richtigen Checks and Balances und wer ist im Falle von Vorfällen oder Verletzungen 
verantwortlich?

Diese Fragen diskutieren wir im Herbst mit rund 20 Experten aus Wissenschaft, Industrie, Regierungs-
organisationen, NGOs und Datenvermittlern ein, hauptsächlich aus Deutschland, aber auch aus anderen 
EU-Mitgliedstaaten in einer Reihe von Rundtischgesprächen zum Thema "Praktische Herausforderun-
gen & Lösungen bei der Implementierung von Datenportabilität“. Die Gespräche sind eine Fortsetzung 
unserer Arbeit zu diesem Thema, die wir im Rahmen unseres Projekts zur Datenübertragbarkeit durchge-
führt haben. Im November werden wir auf Basis der Fachgespräche Empfehlungen zur besseren Umset-
zung des Rechts auf Datenportabilität erarbeiten und in einem Papier veröffentlichen.

ZUR PROJEKTWEBSITE

ZUR KONFERENZWEBSITE

stiftungdatenschutz.org/datenportabilitaet

www.datentag.de/datenportabilitaet
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SPLITTER

www.stiftungdatenschutz.org/veranstaltungen

LOCKERUNG DER BENENNUNGSPFLICHT

…für betriebliche Datenschutzbeauftragte: Die 
kontrovers diskutierte Anhebung der Benennungs-
grenze für Datenschutzbeauftragte wurde vor 
der Sommerpause mit dem 2. DSAnpUG (Daten-
schutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz EU) 
beschlossen und im September wirksam. Damit 
muss erst dann ein betrieblicher Datenschutzbe-
auftragter berufen werden, wenn mindestens 20 
statt bislang zehn Personen eines Unternehmens 
ständig mit der automatisierten Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten beschäftigt sind. Dadurch 
verschlechtert sich die Situation vieler mittelstän-
discher Betriebe, meinen wir: Die Daten schutz-

Kompetenz in den Unternehmen wird geschwächt, 
während sämtliche Anforderungen und Pflichten 
aus der EU-Datenschutzgrundverordnung weiter-
hin voll erfüllt werden müssen. Knapp gesprochen: 
Der Lotse geht von Bord, das Fahrwasser bleibt 
schwierig. Der neue Vorschlag aus dem Bundes-
wirtschaftsministerium, wonach die Grenze zur 
Benennung von Datenschutzbeauftragten auf 50 
Beschäftigte angehoben werden solle, würde das 
Problem noch verstärken. Wir ermutigen daher 
auch kleinere Unternehmen, lieber freiwillig Daten-
schutzbeauftragte zu benennen. 

SUCHMASCHINE FÜR ZAFTDA.DE

Seit April sind wir Heimat des Zentralarchivs für 
Tätigkeitsberichte der Bundes- und der Landes-
datenschutzbeauftragten sowie der Aufsichtsbe-
hörden für den Datenschutz – ZafTDa. Das Archiv 
enthält sämtliche seit 1971 von den Aufsichts-
behörden und von den europäischen Stellen 

veröffentlichten Tätigkeitsberichte, übersichtlich 
sortiert nach Herausgebern und chronologisch. 
Jetzt  können die Dokumente auch nach Stich-
worten durchsucht werde – an der Universität 
Passau wurde eine entsprechende Suchmaschine 
entwickelt. 

DATENSCHUTZ IM WAHLKAMPF

Kurz vor den Landtagswahlen in Thüringen 
weisen wir nochmal auf unsere Tipps hin. Auf 
der Website gibt es eine Broschüre im PDF- 
Format, eine ganz kurze, druckerfreundliche und 
klar verständliche Anleitung für die Praxis des 

Datenumgangs anhand anschaulicher Beispiele, 
sowie eine Handreichung für alle, die sich mit den 
 gesetzlichen Vorschriften befassen möchten. 

 � stiftungdatenschutz.org/wahlkampf

OFFENER BRIEF DES BEIRATS AN DEN HAUSHALTSAUSSCHUSS 

…des Deutschen Bundestags: Die Stiftung Daten-
schutz nimmt seit mehr als fünf Jahren eine zen-
trale Rolle bei der Vermittlung von datenschutz-
rechtlichen Fragen ein und klärt umfangreich zu 
den Auswirkungen der Datenschutzgrundverord-
nung auf. Aufgrund der schwierigen Lage an den 
Finanzmärkten und der damit verbundenen Null-
zinspolitik kann die Bundesstiftung dieser wichti-
gen Rolle zunehmend nicht mehr gerecht werden. 

In einem Offenen Brief bitten die Mitglieder des 
Beirats der Stiftung Datenschutz die Haushaltspo-
litiker des Deutschen Bundestags um Berücksichti-
gung der Stiftung im Bundeshaushalt 2020, damit 
die wichtige Arbeit der Stiftung fortgesetzt werden 
kann.

 � sds-links.de/offener-brief

Auch in den vergangenen Wochen sprach Stiftungs-
vorstand Frederick Richter auf zahlreichen Podien – von 
 bitkom bis Chaos Computer Club – über Datensouveräni-
tät und die vielfältigen Möglichkeiten des Datenschutzes.
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